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ANFRAGE 

Der Abgeordneten Terezija Stoisits und FreundInnen 
~'i" 

an den Herrn Bundesminister für Unterricht und Kunst 

betreffend der Anstellung und Beschäftigung von zwei- bzw. einsprachigen Personen als 
Schulleiter an zweispnichigen Schulen 

Der Bestimmung des § 37 Abs 2 des Gehaltsüberleitungsgesetzes BGBI 22/1947 zu folge 
mußten sowohl Schulleiter als auch Lehrer an zweisprachigen Volksschulen oder Klassen in 
allen Fällen die Befähigung zur Erteilung des Unterrichtes auch in slowenischer Sprache 
nachweisen. Bei Ausschreibungen von Leiterstellen an zweisprachigen Volksschulen in 
Kärnten wurde seitens der zum Vollzug zuständigen Kärntner Landesregierung diese 
gesetzliche Bestimmung mittels Aufnahme eines diesbezüglichen ausdrücklichen Hinweises 
("zweisprachig" oder "z") eingehalten und wurden auch tatsächlich die Leiterstellen an 
zweisprachigen Volksschulen nur an Bewerber verliehen, die aus beiden Sprachen 
lehrbefähigt waren. 

Durch die Novellierung des Gehaltsüberleitungsgesetzes im Jahre 1976 (BGB1397 /1976) 
wurde das Ernennungserfordernis des Befähigungsnachweises für beide Sprachen auf jene 
Lehrer eingeschränkt, die tatsächlich Unterricht in slowenischer Sprache zu erteilen haben. 
Diese Bestimmung fand auch Eingang in das Landeslehrerdienstrechtsgesetz (LDG, BGBI 
302/1984), das die Ernennungserfordernisse für die in einem öffentlichrechtlichen 
Dienstverhältnis zu den Ländern stehenden Lehrer und Leiter ua. an Volksschulen regelt. 
Nach dem Inkrafttreten des LDG 1984 wurden von der Kärntner Landesregierung (Amt der 
Kärntner Landesregierung, Abteilung VI - Schulwesen) die Ausschreibungen von schulfesten 
Leiterstellen an öffefltlichen Volksschulen geändert. Die Kennzeichnung der vier- und 
mehrklassigen zweisprachigen Volksschulen mit dem Hinweis "zweisprachig" oder "z" wurde 
weggelassen. Dabei kam folgende Rechtsauffassung der Behörde zum Ausdruck: 

Einzige anwendbare Rechtsnorm für die Ausschreibung und Besetzung von schulfesten 
LeitersteIlen an Pflichtschulen stelle das LDG 1984 dar. Gemäß § 26 Abs lIeg cit dürften 
schulfeste Stellen nur Landeslehrern im definitiven Dienstverhältnis verliehen werden, die die 
"Ernennungserfordernisse" für die betreffende Stelle erfüllten. Diese 
"Ernennungserfordernisse" seien allein in der Anlage zum LDG angeführt. Demnach hätten 
gern. Art lAbs 3 dieser Anlage Lehrer an zweisprachigen Schulen oder Klassen mit einer 
anderen als der deutschen Muttersprache als Unterrichtssprache die der Schulart 
entsprechende Befähigung zur Erteilung des Unterrichtes auch in der betreffenden 
Unterrichtssprache nachzuweisen, soferne sie in dieser Unterrichtssprache tatsächlich 
Unterricht zu erteilen hätten. 
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An allen vier- und mehrklassigen Volksschulen im Geltungsbereich des 
Minderheitenschulgesetzes für Kärnten könne in der vierten Schulstufe ein einsprachiger 
Lehrer eingesetzt werden, da der zweisprachige Unterricht nach der 3. Schulstufe ende; 
folglich hätte der Leiter in der slowenischen Unterrichtssprache tatsächlich dann keinen 
Unterricht zu erteilen, wenn er in der vierten Schulstufe eingesetzt würde. Es sei deshalb bei 
der Besetzung von schulfesten Leiterstellen nicht in jedem Fall die zusätzliche Befähigung zur 
Erteilung des Unterrichtes in slowenischer Sprache ein Ernennungserfordernis im Sinne des 
Art lAbs 3 der Anlage zum LOG. 

Unserer Rechtsauffassung zufolge ist die Verwaltungspraxis der Kärntner Landesregierung 
rechtswidrig und ihre Rechtsmeinung verfehlt. Es trifft zwar zu, daß das LOG 1984 die 
einzige anwendbare Rechtsvorschrift für die Ausschreibung und Besetzung von schulfesten 
LeitersteIlen an Pflichtschulen darstellt. Auch trifft es zu, daß gern. § 26 Abs lIeg eit 
schulfeste Stellen nur Landeslehrern im definitiven Diestverhältnis verliehen werden dürfen, 
die die "Ernennungserfordernisse" für die betreffende Stelle erfüllen. Keinesfalls zutreffend 
ist jedoch die Rechtsmeinung, wonach die "Ernennungserfordernisse" ausschließlich in der 
Anlage zum LOG angeführt seien. Dies soll im einzelnen wie folgt dargelegt werden: 

Gemäß § 4 des LOG 1984 (Überschrift '''Ernennungserfordernisse'') gliedern sich die 
"Ernennungserfordernisse" in "allgemeine Ernennungserfordernisse" (§ 4 Abs 1) und 
"besondere Ernennungserfordernisse" (§ 4 Abs 4, Anlage zum LOG 1984). Gemäß § 8 Abs 1 
ist eine Ernennung auf eine andere Planstelle (wozu gern. den EB zu § 3 der RV, 274 d 
BlgStProtNR, XVI. GP, auch die Verleihung einer schulfesten LeitersteIle zu zählen ist) nur 
zulässig, wenn der Landeslehrer die "besonderen Ernennungserfordernisse" hiefür erfüllt; 
gemäß § 8 Abs 2 ist hiebei auf § 26 Bedacht zu nehmen, soweit die Ernennung auf eine 
andere Planstelle mit der Verleihung einer schulfesten Stelle (§ 24) verbunden wird. Gemäß § 
24 Abs 1 gehören zu den schulfesten Stellen ua. die LeitersteIlen der Volksschulen; gemäß § 
26 Abs 1 dürfen schulfeste Stellen nur Landeslehrern im definitiven Dienstverhältnis 
verliehen werden, die die "Ernennungserfordernisse" für die betreffende Stelle erfüllen. Die 
uns im gegebenen Zusammenhang näher interessierende Frage lautet: Muß der Landeslehrer 
bei der (eine Ernennung im Dienstverhältnis darstellenden) Verleihung einer schulfesten 
Leiterstelle lediglich die in der Anlage zum LDG angeführten besonderen 
Ernennungserfordernisse oder auch die im § 4 Abs 1 angeführten allgemeinen 
Ernennungserfordernisse erfüllen ? Genauer: Kann aus § 8 Abs 1 LDG, wonach eine 
Ernennung (im Dienstverhältnis) auf eine andere Planstelle nur zulässig ist, wenn der 
Landeslehrer die "besonderen Ernennungserfordernisse" hiefür erfüllt, sowie aus § 26 Abs 1, 
wonach schulfeste (Leiter)stellen nur Landeslehrern im definitiven Dienstverhältnis verliehen 
werden dürfen, die die "Ernennungserfordernisse" für die betreffende Stelle erfüllen, 
abgeleitet werden, daß die allgemeinen Ernennungserfordernisse (§ 4 Abs 1) bei 
Ernennungen im Dienstverhältnis nicht erfüllt sein müssen? Oder kurz: Kann den§§ 8 Abs 1 
und 26 Abs 1 der Statuts einer lex specialis für Ernennungen im Dienstverhältnis zuerkannt 
werden, die die allgemeine Bestimmung des § 4 Abs 1 im angesprochenen Fall zurückdrängt? 
Diese Fragestellung ist im gegebenen Zusammenhang für die Lösung des Problemes insoweit 
entscheidend, als im Falle ihrer Verneinung - wie unten noch gezeigt werden soll- die 
zusätzliche Lehrbefähigung in slowenischer Sprache ein allgemeines Ernennungserfordernis 
für die Ernennung auf eine LeitersteIle darstellen würde und folglich Rechtsmeinung und 
Verwaltungspraxis der Kärntner Landesregierung als gesetzwidrig anzusehen wären. 
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Aus der verbal-systematischen Interpretation des § 8 Abs 1 ergibt sich kein Hinweis darauf, 
daß der Gesetzgeber die für jegliche Ernennung erforderlichen (allgemeinen und 
besonderen) Ernennungserfordernisse auf die besonderen Ernennungserfordernisse einengen 
wollte; die Textierung des zweiten Halbsatzes im § 8 Abs 1 lautet ja nicht etwa "sie (die 
Ernennung) ist auch zulässig, wenn der Landeslehrer nur die besonderen 
Ernennungserfordernisse hiefür erfüllt.", sondern "sie ist nur zulässig, wenn der Landeslehrer 
die besonderen Ernennungserfordernisse hiefür erfüllt." Aus der Textierung ergibt sich 
folglich, daß die Ernennung auf eine andere Planstelle im Dienstverhältnis einzig und allein 
dann zulässig ist, wenn der Lehrer die besonderen Ernennungserfordernisse hiefür erfüllt; 
davon, daß die gern. § 4 Abs 1 erforderlichen allgemeinen Ernennungserfordernisse nicht 
vorliegen müßten, ist keine Rede! § 8 Abs 1 hebt somit ledigliech einen Teil der Vorschriften 
des § 4 hervor, ohne selbst vom § 4 abweichende Sonderbestimmungen zu enthalten. 
Dasselbe gilt für § 26 Abs 1, der abstrakt von "Ernennungserfordernissen" spricht. Die am 
Willen des Gesetzgebers orientierte subjektiv-historische Interpretation führt zum selben 
Ergebnis. Die Materialien zumLDG(EB zum § 3 der RV, 274 BlgStProtNR, XVI. GP; AB 
324 BlgStProtNR, XVI. GP) heben hervor, daß die Bestimmungen der §§ 3 bis 5 
grundsätzlich für alle Ernennungsfälle gelten, dh sowohl für jene Ernennungsfälle, in denen 
das Dienstverhältnis begründet wird, als auch für jene, die im Dienstverhältnis erfolgen. 
Systematisch betrachtet enthält § 8 den EB zur RV zufolge"(soweit erforderlich) 
abweichende Sonderbestimmungen für Ernennungsfälle im Dienstverhältnis"; damit ist 
gesagt, daß § 8 abweichende Sonderbestimmungen für Ernennungsfälle im Dienstverhältnis 
enthält; damit ist jedoch nicht gesagt, daß jede Bestimmung des § 8 eine abweichende 
Sonderbestimmung darstellt; vielmehr liegen - im Unterschied zu den §§ 6 und 7 
"abweichendeSonderbestimmungen" nur "soweit" vor, als diese "erforderlich" sind. Daß eine 
Sonderbestimmung für Ernennungen im Dienstverhältnis "erforderlich" wäre, die 
(abweichend von Ernennungen, mit denen ein Dienstverhältnis begründet wird) das 
Ernennungserfordernis der vollen Handlungsfähigkeit oder der persönlichen und fachlichen 
Eignung des Landeslehrersaufheben müßte, kann wohl nicht ernsthaft behauptet werden. Es 
wäre vollkommen absurd und würde dem Sachlichkeitsgebot der Bundesverfassung (Art 7 B­
VG laut VfSlg 7720 f) in keiner Weise entsprechen, wenn man dem LDG den Inhalt 
unterstellen wollte, daß die das öffentlichrechtliche Dienstverhältnis begründende Ernennung 
zum Landeslehrer zwar (beispielsweise) die volle Handlungsfähigkeit und die persönliche und 
fachliche Eignung voraussetze, diese Ernennungserfordernisse bei einer im Dienstverhältnis 
erfolgenden Ernennung zum Schulleiter jedoch nicht vorliegen müßten. 

Die Interpretation des LOG führt uns somit insoweit zu einem Ergebnis, als aus § 8 Abs 1 und 
Abs 2 iVm § 26 Abs 1 sowie § 4 Abs 1 und Abs 4 ableitbar ist, daß bei - Ernennungen im 
Dienstverhältnis darstellenden - Verleihungen von schulfesten LeitersteIlen jedenfalls sowohl 
die allgemeinen als auch die besonderen Ernennungserfordernisse erfüllt sein müssen. 

Zu den allgemeinen Ernennungserfordernissen gehört auch die persönliche und fachliche 
Eignung für die Erfüllung der Aufgaben, die mit der vorgesehenen Verwendung verbunden 
sind (§ 4 Abs 1 Z3). Die Erläuternden Bemerkungen zu § 4 Abs 1 Z 3 stellen ua. fest: 
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"Der Begriff 'persönliche und fachliche Eignung' bezieht sich sowohl auf die allgemeine 
geistige, körperliche und charakterliche als auch auf die ausbildungsmäßige Eignung. Diese 
Kriterien sind im Hinblick auf die für den Bewerber vorgesehene Verwendung zu prüfen. 
Unter dem Begriff "vorgeseheneVerwendung" sind jene Aufgaben zu verstehen, die der 
Aufnahmebewerber im konkreten Fall auf Grund der vorgesehenen Einreihung in eine der in 
der Anlage des Gesetzes angeführten Verwendungsgruppen (zB Ua1, L2b1) verrichten soll." 

Zu den Aufgaben, die der Bewerber um eine schulfeste Leiterstelle an einer zweisprachigen 
Schule verrichten muß, gehören jedenfalls auch 

- die Kontrolle und Aufsicht über die gesetzmäßige, zweckmäßige, wirtschaftliche und 
sparsame Erfüllung der - auch slowenischsprachigen, die Didaktik des zweisprachigen 
Unterrichtes, den Aspekt des interkulturellen Lernens, insbesondere des Kulturgutes der 
Slowenen unter besonderer Berücksichtigung von Gemeinsamkeiten umfassenden -
dienstlichen Aufgaben der an der Schule tätigen Lehrer (§ 32 Abs 2 LDG iVm § 19 
MinderheitenschulG für Kärnten); 

- die Anleitung, Weisungserteilung, Abstellung von Fehlern und Mißständen, die bei 
Erfüllung der - auch slowenischsprachigen, die Zweisprachendidaktik und das interkulturelle 
Lernen umfassenden - Dienstpflichten der an der Schule tätigen Lehrer vorkommen (§ 32 
Abs 2 LDG iVm § 19 MindSchG f K); 

- die Beurteilung der .. auch slowenischsprachigen, die Zweisprachendidaktik sowie das 
interkulturelle Lernen, insbesondere das Kulturgut der Slowenen unter besonderer 
Berücksichtigung von Gemeinsamkeiten umfassenden - Leistungen der an der Schule tätigen 
Lehrer sowie die Förderung ihres dienstlichen Fortkommens nach Maßgabe dieser 
Leistungen (§ 32 Abs 2 LDG iVm § 19 MindSchG f K); 

- die Berichterstattung an die zur Leistungsfeststellung berufene Behörde über die 
dienstlichen - auch slowenischsprachigen, die Zweisprachendidaktik und das interkulturelle 
Lernen umfassenden - Leistungen der an der Schule tätigen Lehrer (§ 61 LDG iVm § 19 
MindSchG f K) nach deren Umfang und Wertigkeit (§ 62 LDG); 

- die Anzeige des begründeten Verdachtes einer Dienstpflichtverletzung, die auch im 
slowenischsprachigen, die Zweisprachendidaktik sowie das interkulturelle Lernen, . 
insbesondere das Kulturgut der Slowenen umfassenden Unterrichtsteil vorkommen kann (§ 
78 Abs 1 LDG iVm § 19 LDG); 

- die Beratung der Lehrer in ihrer auch slowenischsprachigen, die Zweisprachendidaktik und 
das interkulturelle Lernen, insbesondere das Kulturgut der Slowenen umfassenden 
Unterrichts- und Erziehungsarbeit (§ 56 Abs 3 SchUGiVm § 19 MindSchG f K); 

- die regelmäßige Überzeugung vom Stand des auch slowenischsprachigen, die 
Zweisprachendidaktik und das interkulturelle Lernen, insbesondere das Kulturgut der 
Slowenen unter besonderer Berücksichtigung der Gemeinsamkeiten umfassenden 
Unterrichtes (§ 56 Abs 3 iVm § 19 MindSchG f K); 
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- die regelmäßige Überzeugung von den auch slowenischsprachigen, den Aspekt des 
interkulturellen Lernens, insbesondere des Kulturgutes der Slowenen umfassenden 
Leistungen der Schüler (§ 56 Abs 3 iVm § 19 MindSchG f K). 

Die genannten Aufgaben können ohne Befähigung zur Erteilung des Unterrichtes auch in 
slowenischer Sprache nicht erfüllt werden. Ein Leiter einer zweisprachigen Volksschule ohne 
Befähigung zur Erteilung des Unterrichtes auch in slowenischer Sprache kann somit die ihm 
auf Grund seiner Funktion obliegenden Pflichten in keiner Weise gern. § 32 Abs 1 LDG 
gewissenhaft erfüllen. Es fehlt ihm die persönliche und fachliche Eignung für die Erfüllung 
jener Aufgaben, die mit der vorgesehenen Verwendung zwingend verbunden sind. Es fehlt 
ihm somit das wichtigste allgemeine Ernennungserfordernis überhaupt. 

Die Ausschreibungen von schulfesten Leiterstellen an öffentlichen zweisprachigen 
Volksschulen ohne deren Kennzeichnung mit dem Hinweis "zweisprachig" oder "z" - solche 
Leiterstellen können nur an Bewerber mit der Lehrbefähigung in deutscher und slowenischer 
Sprache vergeben werden - ist somit als gesetzwidrig zu betrachten. Dasselbe gilt für die den 
Ausschreibungen entsprechenden Ernennungen zu Schulleitern. Nur nebenbei sei erwähnt, 
daß neben den Dienstpflichten, die die Befähigung zur Erteilung des zweisprachigen 
Unterrichtes voraussetzen, eine Reihe von Schulleiterdienstpflichten bestehen, die die 
zusätzliche Befähigung zur Erteilung des zweisprachigen Unterrichtes zweckdienlich 
erscheinen lassen, wie etwa die Annahme von Anmeldungen zum zweisprachigen Unterricht 
in slowenischer Sprache (§ 13 Abs 2 MindSchG f K) oder die Pflege der Verbindung zwischen 
Schule und - auch slowenischsprachigen - Schülern und Erziehungsberechtigten (§ 56 Abs 2 
SchUG). 

Die irrige Rechtsauffassung sowie gesetzwidrige Verwaltungspraxis der Kärntner 
Landesregierung führte an gewissen Kärntner Volksschulen bereits zu einem Rückgang oder 
gar zu einem gänzlichen Versiegen der Anmeldungen zum zweisprachigen Unterricht; dies 
hat regelmäßig das Ende der Zuweisung von zweisprachigen Lehrern an die betreffende 
Schule zur Folge und führt letztlich dazu, daß keine Möglichkeit der Erteilung zweisprachigen 
Unterrichtes mehr besteht, selbst wenn in Folgejahren wieder Anmeldungen zum 
zweisprachigen Unterricht vorliegen. Als Beispiel sei die Volksschule Tainach/Tinje im 
Schuljahr 1990/91 genannt; trotz zweier Anmeldungen zum zweisprachigen Unterricht konnte 
mangels zweisprachigen Lehrers kein zweisprachiger Unterricht erteilt werden. Unter 
Berücksichtigung der gegebenen Verhältnisse im Bundesland Kärnten muß ein 
vorurteilsfreies Verhältnis der Landeslehrer ohne Befähigung zur Erteilung des 
zweisprachigen Unterrichtes auf weite Strecken bezweifelt werden; umso bedenklicher 
erscheint es im Hinblick auf die Wertentscheidung des Verfassungsgesetzgebers zugunsten 
des Schutzes und der Erhaltung sprachlicher Minderheiten (VfSlg 9224/1981), wenn dieser 
Personenkreis bei der Ernennung auf Leiterstellen in gesetzwidriger Weise bevorzugt wird. 
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Die unterfertigten Abgeordneten stellen in diesem Zusammenhang an den Herrn 
Bundesminister für U ntrricht und Kunst folgende Anfrage 

Anfrage: 

1.) Teilen Sie die hier von uns dargelegte Rechtsauffassung? 

a) falls ja, werden Sie zum Zwecke der Rechtsdurchsetzung von Ihrem Weisungsrecht 

im Sinne des Art 14 Abs 8 B-VG Gebrauch machen? 

2.) Werden Sie die für die slowenische Volksgruppe in Kärnten unbefriedigende und 

deren Erhaltung gefährdende Verwaltungspraxis zum Anlaß der Vorbereitung einer 

Regierungsvorlage zwecks Novellierung des LOG 1984 nehmen? 
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